
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Berlin, 1. Februar 2026 

Positionspapier der JU Berlin Mitte 



 
 

Berlin ist nicht arm und sexy. 

 
Berlin ist nicht arm und sexy - Berlin ist vor allem langsam, teuer und ineffizient. 
Unsere Hauptstadt hat sich unter der Last jahrzehntelanger rot-rot-grüner Politik 
in ein regulatorisches Ungetüm verwandelt. Während die Weltwirtschaft 
dynamische Anpassungsfähigkeit fordert und Metropolen wie London, Warschau 
oder Singapur um die innovativsten Köpfe konkurrieren, leidet Berlin unter einer 
selbstverschuldeten Lähmung: Mit rund 3.000 Landesgesetzen und -
verordnungen ist Berlin trauriger Spitzenreiter unter den deutschen 
Bundesländern. 

Die Verwaltungsreform ist ein wichtiger Schritt und großer Erfolg der CDU in 
der Koalition. Sie entflechtet die "organisierte Verantwortungslosigkeit" zwischen 
Hauptverwaltung und Bezirken. Doch der Flaschenhals ist nicht nur die Frage, wer 
entscheidet, sondern vor allem, was entschieden, geprüft, dokumentiert, 
statistisch erfasst und genehmigt werden muss. Eine Behörde, die bei jeder 
Beschaffung von Büromaterial komplexe ökologische Standards, Frauenquoten, 
Tariftreueerklärungen und Diversity-Aspekte prüfen muss, wird zwangsläufig 
langsam arbeiten. 

Bürokratie ist kein Nullsummenspiel bei dem nur Zeit verloren geht. Sie 
vernichtet realen, messbaren Wohlstand. Das ist Wohlstand, der gar nicht erst 
entsteht, weil Zeit, Kapital und Energie von Bürgern und Unternehmen in 
unproduktiver Papierarbeit, Berichtspflichten und Genehmigungsverfahren 
investiert wird, statt in Arbeitszeit, Produktion und Innovation. Für das Land 
Berlin sprechen wir konservativ geschätzt von einem BIP-Verlust von 7 bis 8 
Milliarden Euro jährlich. 

Wir als Junge Union Berlin Mitte fordern daher einen radikalen 
Paradigmenwechsel. Weg vom Nanny-Staat. der alles regeln will, hin zu einer 
Stadt der Freiheit. Nicht zuletzt wegen der jungen Generation ist sofortiges 
Handeln ein Imperativ. Wir fordern einen umfassenden und stetigen Abbau der 
Überregulierung. Wir wollen nicht auf Digitalisierungsprojekte warten, die erst 
langfristig Resultate zeigen. Wir wollen radikal weniger Bürokratie, jetzt. 

  



 
 

Fünf Maßnahmen für die Freiheit. 

 
Wir müssen am Kern des Problems ansetzen und die Maße der Bürokratie 
abbauen. Das geht nur durch einen akuten Abbau von Rechtsnormen und eine 
Änderung der Verfahren und Prozesse insofern, dass auch in Zukunft deutlich 
weniger Bürokratie entsteht. Wir fordern daher die Umsetzung der folgenden fünf 
Maßnahmen. 

Erstens: Eine systematische Generalinventur 
Lückenlose Überprüfung aller 3.000 Rechtsnormen mit dem Ziel die 
Regulierungsdichte um mindestens 25% zu senken. Hierzu fordern wir den 
Einsatz einer unabhängigen Kommission aus Vertretern der Zivilgesellschaft, 
Unternehmern und Ökonomen - ohne Verwaltungsbeamte, die ihr eigenes Werk 
schützen wollen. So konnten andere Bundesländer wie Bayern, Thüringen oder 
Sachsen bereits durch umfassende Rechtsbereinigungsprojekte hunderte von 
veralteten Vorschriften bereinigen. 

Zweitens: Verankerung im Gesetzgebungsprozess 
Einführung einer verbindlichen „One-in-Two-Out“-Regel für jedes Berliner 
Gesetzgebungsverfahren und strikte Praxischecks. Jedes Gesetzgebungsverfahren 
muss konsequent die Folgekosten des Bürokratieaufwands beziffern - und zwar 
durch betroffene Bürger und Unternehmer mit Praxisbezug. 

Drittens: Ein starker Berliner Normenkontrollrat 
Einrichtung eines unabhängigen Gremiums für Bürokratieabbau mit echten 
Vetorechten, modelliert nach dem Vorbild Baden-Württembergs, aber mit deutlich 
schärferen Kompetenzen ausgestattet. Der Rat soll nicht nur neue Gesetze prüfen, 
sondern eigenständig und proaktiv Vorschläge zur Streichung bestehender 
Normen in das Abgeordnetenhaus einbringen, über die namentlich abgestimmt 
werden muss. 

Viertens: Genehmigungsfiktion als Standard 
Das Prinzip „Schweigen ist Zustimmung“ muss der neue Standard im Berliner 
Verwaltungsrecht werden. Wird ein Antrag nicht innerhalb einer gesetzlich 
definierten, angemessenen Frist (z.B. 3 Monate bei Bauanträgen, 4 Wochen bei 
gewerblichen Anmeldungen) beschieden, gilt die Genehmigung automatisch als 



 
 

erteilt. Versäumnisse der Verwaltung gehen zu ihren Lasten, nicht zu Lasten der 
Bürger. 

Fünftens: Ein Verfallsdatum für Gesetze 
Gesetze sind keine Monumente für die Ewigkeit. Wir fordern die Einführung einer 
generellen Verfallsklausel von fünf Jahren für alle bürokratieintensiven 
Landesgesetze. Für die Verlängerung muss eine unabhängige Evaluation 
zwingend nachweisen, dass das Gesetz seinen Zweck erreicht hat, keine unnötigen 
Kosten verursacht und das mildeste Mittel darstellt. So hätten z.B. 
pandemiebedingte Sonderregelungen befristet und automatisch verschwinden 
müssen, statt als neue Normalität in der Verwaltung zu verbleiben und 
Freiheitsrechte dauerhaft einzuschränken. 

 

Digitalisierung ist kein Selbstzweck. 

Warum kein Wort zur Digitalisierung? Digitalisierung ist wichtig, aber sie ist ein 
Werkzeug, kein Selbstzweck. Wer einen ineffizienten analogen Prozess 
digitalisiert, hat am Ende einen ineffizienten digitalen Prozess. Die Einführung der 
E-Akte dauert Jahre und verschlingt Millionen. Wir haben diese Zeit nicht. Unsere 
Maßnahmen wirken sofort. Ein Gesetz, das ich streiche, muss ich nicht 
digitalisieren. Eine Genehmigung, die fingiert wird, braucht kein Online-Formular.  

Wir setzen vor der Technik an: Erst aufräumen, dann automatisieren. Wir bauen 
die Bürokratie ab, statt sie nur elektronisch zu verwalten. 

  



 
 

Unsere Streichliste. 

Wir belassen es nicht bei abstrakten Forderungen. Wir benennen vier konkrete 
Gesetze, die Berlin langsam und ineffizient machen. Diese sind Symbole einer 
Politik, die Ideologie über Vernunft stellt, die Klientelpolitik über das Gemeinwohl 
stellt und die den Bürger erziehen will, statt ihm zu dienen. 

Eine Anpassung ist nicht genug. Das Landesvergabegesetz ist komplett zu 
streichen. Berlin leistet sich eines der kompliziertesten Vergabegesetze 
Deutschlands. Statt nach Qualität und Preis zu entscheiden, wurde das 
Vergaberecht instrumentalisiert, um Klientelpolitik zu betreiben. Diversity-
Konzepte, Frauenförderungspläne und detaillierte ökologische Kriterien sind alle 
gut gemeint, aber in der Praxis ein Bürokratie-Monster. Das Ergebnis ist fatal: 
Mittelständische Berliner Betriebe winken ab. Sie haben keine Rechtsabteilung, 
die seitenlange "Diversity-Konzepte" schreibt nur um ein Schuldach zu reparieren 
oder um das Catering für eine Kita zu übernehmen. 

Unsere Position: Das Bundesvergaberecht reicht völlig aus. Bayern zeigt 
eindrucksvoll, dass man auch ohne eigenes, aufgeblähtes Landesvergabegesetz 
hervorragend wirtschaften und investieren kann. 

Das Landesantidiskriminierungsgesetz ist ersatzlos zu streichen. Es ist ein 
Gesetz, das tiefes Misstrauen der linken Politik gegenüber unseren Beamten 
atmet. Sobald ein Bürger Diskriminierung nur behauptet oder glaubhaft macht, 
wird ein Polizist schnell zum Angeklagten. Das schwächt unseren Rechtsstaat 
massiv und stärkt Kriminelle, die Diskriminierung als Waffe gegen den Staat 
nutzen. 

Unsere Position: Wir brauchen eine liberale, tolerante Kultur, aber diese entsteht 
nicht per Gesetz. Das Grundgesetz (Art. 3 GG) und das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bieten ausreichend Schutz vor Diskriminierung. 
Wir stellen uns vor unsere Beamten, die jeden Tag ihren Kopf hinhalten, statt sie 
unter Generalverdacht zu stellen. 

Das Landesgesetz über die Bildung von Beiräten für Migration und Integration: 
Parallelstrukturen beenden. Berlin schreibt mit dem Partizipationsgesetz 
(PartMigG) die Einrichtung von Beiräten für Migration und Integration auf Bezirks- 



 
 

und Landesebene zwingend vor. Echte Integration findet aber nicht in künstlich 
geschaffenen Beiräten statt, sondern am Arbeitsmarkt, in der Schule, im 
Sportverein oder in der Nachbarschaft. Das Gesetz bläht die Verwaltung auf, 
bindet Ressourcen für Wahlen, Organisation und Sitzungsgelder dieser Gremien 
und schafft eine Bürokratie der Betroffenheit, die reale Probleme nicht löst, 
sondern nur verwaltet. 

Unsere Position: Beteiligung funktioniert durch transparente, belastbare 
demokratische Verfahren für alle Bürger. Es bringt niemandem etwas, den 10. 
Beirat für Flüchtlinge einzurichten, wenn die Ausländerbehörde mit den regulären 
Verfahren nicht hinterherkommt. Weg mit diesem Gesetz. Die freiwerdenden 
Ressourcen können in die Integration, die Beschleunigung von Asylverfahren, die 
Rückführung Ausreisepflichtiger und in die Ausstattung von Schulen fließen. 

Das Berliner Mobilitätsgesetz ist das Paradebeispiel für eine Politik der 
bürokratischen, ideologischen Verkehrsplanung. Unter dem Deckmantel des 
„Vorrangs für den Umweltverbund“ und der "Verkehrswende" wurde ein Gesetz 
geschaffen, das das Auto systematisch benachteiligt, Parkplätze vernichtet, 
Hauptstraßen verengt und Verkehrsflüsse künstlich staut. Wir erleben eine Politik, 
die Lastenfahrräder und Radwege per Gesetz fordert und fördert, während der 
Handwerker im Stau steht, der Pendler keine Parkplätze mehr findet und die 
Wirtschaft unter Lieferengpässen leidet. Das ist reine Klientelpolitik für eine 
urbane, grüne Elite und geht an der Lebensrealität der arbeitenden Mitte und 
Familien vollkommen vorbei. 

Unsere Position: Das Mobilitätsgesetz in seiner jetzigen, einseitigen und 
autofeindlichen Form muss weg. Es muss durch einen Verkehrsentwicklungsplan 
ersetzt werden, der auf Fluss statt Stau, auf Technologieoffenheit statt Verbote und 
auf die Bedürfnisse aller Berliner setzt. 

  



 
 

Packen wir es an. 

Die Junge Union Berlin Mitte legt mit diesem Papier einen Plan vor, der weh tut – 
aber nur denen, die es sich in der Berliner Hängematte aus Vorschriften, 
Versorgungsposten und ideologischen Projekten bequem gemacht haben.  

Für den fleißigen Bürger, den mutigen Unternehmer, den Handwerker und den 
engagierten Vereinsmitarbeiter ist dieser Plan ein Befreiungsschlag. Wir wollen 
ein Berlin, das funktioniert. Ein Berlin, das vertraut statt misstraut. Ein Berlin der 
Freiheit, nicht der Vormundschaft. 

Die Bürokratie von heute ist ein weniger an Möglichkeiten, Wohlstand und Freiheit 
für die Generation von morgen. Deshalb müssen wir handeln, jetzt. 

Packen wir es an. 


